
Diese Torheit wurde im Düsseldorfer Prozeß durch 
das Gericht und die Staatsanwälte illustriert, indem 
sie systematisch von der DDR als von der „sowjeti­
schen Besatzungszone“ oder einfach von „drüben“ spra­
chen. Als während des Prozesses einer der Richter 
einen Brief zu verlesen hatte, den der Ministerpräsi­
dent der DDR, Grotewohl, an das Friedenskomitee ge­
schrieben hatte, kündigte er diesen Brief als Schreiben 
des „Ministerpräsidenten der sowjetischen Besatzungs­
zone“ an. Auf den energischen Protest des Angeklagten 
Walter Diehl -(eines jungen Christen von bemerkens­
werten Fähigkeiten) erklärte der Richter, der Brief 
werde in den Gerichtsakten als Schreiben aus der 
„SBZ“ geführt.

Alle diese Erscheinungen und Umstände zeigen m. E. 
genau, was dieser Prozeß bedeutet, warum er durch­
geführt wurde und weshalb die Verurteilung der An­
geklagten von vornherein feststand. Der Prozeß war 
aus der reaktionären, militaristischen Fäulnis der Bun­
desrepublik heraus entstanden; er ist gleichermaßen 
eine Illustration und ein wesentlicher Bestandteil die­
ser Fäulnis.

Ein oberflächlicher Betrachter mag vielleicht fragen: 
„Wenn die Verurteilung von vornherein feststand, 
warum verschwendete man dann von seiten der sechs

Angeklagten und fünf Verteidiger fünf Monate des 
Kampfes und etliche Kosten, um dem Unausbleiblichen 
Widerstand zu leisten?“ Aber alle, die etwas von Poli- 

. tik und politischer Verteidigung verstehen, wissen, daß 
solche Verteidigungen im Kampf des demokratischen 
Volkes gegen seine antidemokratischen Unterdrücker 
und Regierungen ein ebenso wichtiger Bestandteil sind, 
wie die Verfolgung selbst. Jede solche Verteidigung, 
so sehr sie auch, oberflächlich betrachtet, zu einem Miß­
erfolg verurteilt zu sein scheint, ist in Wahrheit immer 
ein Sieg. Jene, die in irgendeiner Funktion an solch 
einer Verteidigung teilgenommen haben, dienen der 
Sache der Demokratie, des Friedens und der Freiheit. 
Sie sind Propagandisten für ein Werk von unschätz­
barem Wert: sie lehren die Unterdrücker, daß ihre 
langen und kostspieligen Verfolgungen nicht einmal 
Pyrrhussiege sind, sondern Meilensteine auf dem Wege 
zum endgültigen Zusammenbruch der Reaktion; sie 
lehren ihre Freunde, alle die mit ihnen sympathisieren, 
und darüber hinaus die gesamte Öffentlichkeit, daß 
diejenigen, die für den Frieden und die Demokratie 
eintreten, Menschen voller Mut und Würde sind und 
auf dem Wege zum Sieg marschieren; und sie helfen 
eine neue Generation von freien, vereinten, demokra­
tischen und friedliebenden Deutschen heranzubilden.

Die Grundlagen für die Strafgesetzgebung der UdSSR und der Unionsrepubliken 
und einige Fragen der weiteren Entwicklung des sowjetischen Strafrechts
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Das Inkrafttreten der Grundlagen für die Straf­
gesetzgebung der UdSSR und der Unionsrepubliken am 
25. Dezember 1958 kennzeichnet eine neue Etappe in 
der Entwicklung des sowjetischen Strafrechts*. Dieses 
Dokument fixiert die Prinzipien und allgemeinen Be­
stimmungen des sowjetischen sozialistischen Strafrechts, 
die sich in einer mehr als vierzigjährigen Praxis der 
Gesetzgebungs- und Justizorgane des Sowjetstaates und 
in der Entwicklung der sowjetischen Strafrechtswissen­
schaft herausgebildet haben. Es ist kein Zufall, daß die 
Annahme dieses Gesetzes mit einer neuen wichtigen 
Etappe der Entwicklung des Sowjetstaates zusammen­
fiel: mit der Periode des entfalteten Aufbaus der kom­
munistischen Gesellschaft.

Die Grundlagen für die Strafgesetzgebung von 1958 
setzten die Grundsatzbestimmungen der Strafgesetz­
gebung der UdSSR und der Unionsrepubliken von 1924 
außer Kraft. Einige Normen dieser Grundsatzbestim­
mungen sind im Laufe der Zeit im Wege der Gesetz­
gebung geändert oder aufgehoben worden, andere wur­
den in der Praxis nicht mehr angewandt. Obwohl sie 
aber bereits in der Periode des Übergangs zur Neuen 
ökonomischen Politik, in der Periode der Wiederher­
stellung der Volkswirtschaft der UdSSR (1921—1925) 
ausgearbeitet wurden, sind viele ihrer Prinzipien und 
allgemeinen Bestimmungen mit unbedeutenden Ver­
änderungen in die Grundlagen für die Strafgesetzgebung 
der UdSSR von 1958 übernommen worden. So z. B. die 
Definition der Aufgaben der Strafgesetzgebung; die 
Charakteristik des Verbrechens als gesellschaftsgefähr­
liche Handlung, die sich gegen die in unserer Gesell­
schaft herrschenden Verhältnisse richtet; die Definition 
der Unzurechnungsfähigkeit und die Festlegung der 
Verantwortlichkeit für Verbrechen, die im Zustand der 
Trunkenheit begangen werden; die Charakteristik der 
Notwehr und des Notstands; die Festlegung der Ver­
antwortlichkeit für die Vorbereitung eines Verbrechens

* Die „Grundlagen“ sind in RID 1959, Nr. 2, Sp. 49 ft. abge­
druckt. — D. Red.

und den Versuch; die Definition der Ziele der Strafe; 
die Festlegung der beispielhaften Aufzählung der Straf­
arten; die' allgemeinen Grundsätze der Straf an Wendung 
usw. Das beweist, daß sich viele der bereits im Jahre 
1924 formulierten Prinzipien des sowjetischen Straf­
rechts als lebensfähig erwiesen haben._

Der Vorsitzende der Kommission für die Gesetz­
gebungsvorbereitung, D. S. P o l j a n s k i ,  erklärte am 
25. Dezember 1958 auf der Tagung des Obersten Sowjets 
der UdSSR:

„Es wäre völlig falsch anzunehmen, daß die gesamte 
geltende Gesetzgebung veraltet sei und insgesamt 
einer Überarbeitung bedürfe. Die Kommission für 
Gesetzgebungsvorbereitung, die die neuen Gesetzent­
würfe vorbereitete, kam zu der Überzeugung, daß es 
notwendig ist, viele wichtige Bestimmungen der 
gegenwärtig geltenden Gesetzgebung, die vom Leben 
und einer langen Praxis der staatlichen Tätigkeit 
überprüft wurden, beizubehalten.“!
Das trifft auch auf die Grundsatzbestimmungen für 

die Strafgesetzgebung der UdSSR und der Unions­
republiken aus dem Jahre 1924 zu.

Die Grundlagen für die Strafgesetzgebung der UdSSR 
und der Unionsrepubliken von 1958, die unter Berück­
sichtigung der Hinweise der KPdSU, der Praxis der 
Gesetzgebungstätigkeit der Obersten Sowjets der UdSSR 
und der Unionsrepubliken, der Praxis der Tätigkeit der 
Gerichtsorgane, der Staatsanwaltschaft und anderer 
staatlicher und gesellschaftlicher Institutionen, unter 
Berücksichtigung der Stellungnahmen der Werktätigen 
und der Ergebnisse der sowjetischen Strafrechtswissen­
schaft ausgearbeitet wurden, legen aber auch eine Reihe 
wichtiger neuer Prinzipien und allgemeiner Bestim­
mungen fest. Dabei muß man vor allem folgende Prin­
zipien und allgemeinen Bestimmungen hervorheben: 
die Übertragung umfassender Vollmachten an die

1 vgl. Prawda vom 26. Dezember 1958, deutsch: Sonderbeilage 
zu „Die Presse der Sowjetunion“ 1959 Nr. 8.
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